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öffentlich 

Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen 
Beantwortung 
– 
 
Mitglied des Landtages Eva von Angern (Die Linke) 
 
 
Bau eines neuen Gerichtsgebäudes für den Prozess gegen den Attentäter auf dem Magde-
burger Weihnachtsmarkt 
 
Kleine Anfrage - KA 8/3170 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
beigefügt übersende ich Ihnen die Antwort der Landesregierung - erstellt vom Ministerium 
für Justiz und Verbraucherschutz - auf die o. g. Kleine Anfrage. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Franziska Weidinger 
Ministerin für Justiz und Verbraucherschutz 
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Antwort der Landesregierung 
auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung 

 
 
Mitglied des Landtages Eva von Angern (Die Linke) 
 
 
Bau eines neuen Gerichtsgebäudes für den Prozess gegen den Attentäter auf dem 
Magdeburger Weihnachtsmarkt 
 
Kleine Anfrage - KA 8/3170 
 
 
Antwort der Landesregierung 
erstellt vom Ministerium für Justiz und Verbraucherschutz 
 
 

Vorbemerkung der Landesregierung: 

 

Das Strafverfahren unterliegt aufgrund der angeordneten Untersuchungshaft und dem damit 

verbundenen Eingriff in die persönliche Freiheit (Art. 2 Abs. 2 GG) des nunmehr 

Angeschuldigten einem besonderen Beschleunigungsgebot. Im Fall einer 

Verfahrenseröffnung sind der Beginn der Hauptverhandlung und eine gerichtliche 

Entscheidung mit der gebotenen Schnelligkeit herbeizuführen. 

Bei dem Strafverfahren handelt es sich im Hinblick auf die mögliche Anzahl von Nebenklägern 

um eines der umfangreichsten Strafverfahren in der Geschichte der Bundesrepublik. Für eine 

effiziente Strafverfolgung unter Wahrung der Rechte aller Betroffenen waren bereits vor 

Anklageerhebung vorbereitende Maßnahmen zu ergreifen, wobei wegen des 

verfassungsrechtlichen Rahmens der zeitlichen Komponente große Bedeutung zukommt.  

Entscheidungen über die Durchführung des Verfahrens, beispielsweise zur Hauptverhandlung 

(z.B. § 213 StPO) und zur Öffentlichkeit (§ 169 GVG), trifft jedoch erst das zuständige Gericht 

anhand bundesgesetzlicher Regelungen, wobei es die richterliche Unabhängigkeit (Art. 97 

GG) als grundlegendes Prinzip des Rechtsstaats zu achten gilt. 

 

Dies vorausgeschickt werden die Fragen durch das Ministerium für Justiz und 

Verbraucherschutz wie folgt beantwortet: 
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Frage 1: 

Wie verlief das Ausschreibungsverfahren für den Bau des neuen Gerichtsgebäudes an 

der Jerichower Straße in Magdeburg? 

a. Wann wurde die Ausschreibung veröffentlicht und auf welchen Plattformen? 

b. Welche Firmen oder Konsortien haben sich beworben und nach welchen Kriterien 

wurde der Zuschlag erteilt? 

c. Welche Anforderungen wurden an den Neubau seitens der Landesregierung 

gestellt? 

 

Antwort zu Frage 1: 

zu a. und b. 

Für die Anmietung von Gebäuden erfolgt üblicherweise – so auch hier – kein formalisiertes 

Vergabeverfahren, da mit dem temporären Gebrauch der Mietsache kein Eigentum erworben 

und auf Beschaffenheiten des Gebäudes nur begrenzt Einfluss genommen wird. In einem 

Auswahlverfahren wurden verschiedene Optionen geprüft. Dazu wurden insbesondere 

öffentlich-rechtliche Träger von Liegenschaften beteiligt. Zudem lagen Angebote der Messe- 

und Veranstaltungsgesellschaft Magdeburg GmbH (MVGM) sowie der Much Gruppe GmbH & 

Co. KG vor. Bei der Auswahlentscheidung wurde insbesondere das Votum der voraussichtlich 

zuständigen Strafkammer berücksichtigt.  

 

zu c. 

Mit der Auswahlentscheidung ist die Anmietung einer Leichtbauhalle verbunden, wobei nicht 

das Land, sondern der Vermieter Bauherr ist. Für das Land als Mieter bestand Gelegenheit, 

neben der Größe des Objekts unter Berücksichtigung strafprozessualer Erfordernisse die 

Aufteilung der Innenräume, die Platzierung von Zugängen und ähnliche Gestaltungsfragen der 

Mietsache mit dem Vermieter abzustimmen, während wesentliche bauliche Beschaffenheiten 

und Bauabläufe nicht vom Land bestimmt wurden. Dabei wurde vornehmlich darauf geachtet, 

dass allen Betroffenen, die ihre Rechte als Nebenkläger wahrnehmen können und wollen, 

diese Möglichkeit auch in räumlicher Hinsicht jederzeit eröffnet werden kann. 
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Frage 2: 

Wie gestaltete sich die behördeninterne Kommunikation und Abstimmung im Vorfeld 

und während der Bauphase? 

a. Welche Ministerien, Ämter und Behörden waren involviert? 

b. Wie wurden sicherheitsrelevante Anforderungen an das Gebäude (z. B. für 

Hochsicherheitsprozesse) erarbeitet und abgestimmt? 

 

Antwort zu Frage 2: 

zu a. 

Auf der Ebene des voraussichtlich zuständigen Gerichts wurde seitens der Justizverwaltung 

eine operative Arbeitsgruppe eingerichtet. Als justizinternes Verzahnungsinstrument wurde mit 

der „Taskforce“ eine weitere Arbeitsgruppe eingerichtet, an der neben der operativen 

Arbeitsgruppe auch Vertreter des Ministeriums für Justiz und Verbraucherschutz sowie des 

Oberlandesgerichts Naumburg mitwirken. Durch die Arbeitsgruppen werden beispielsweise 

Informationswege im Justizressort abgekürzt, wobei die üblichen Zuständigkeiten unberührt 

bleiben. Insbesondere wird auf gerichtliche Entscheidungen kein Einfluss genommen. 

 

Weitere involvierte öffentliche Einrichtungen: 

involvierte Ministerien, Ämter und Behörden im Vorfeld 
während der 

Bauphase 

BLSA, Bau- und Liegenschaftsmanagement x x 

Ministerium für Finanzen x x 

Bundesopferbeauftragter x x 

Landesopferbeauftragte x x 

Direktion der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben  x  

Landeshauptstadt Magdeburg,  

- Dezernat Umwelt und Stadtentwicklung  

- Fachbereich Bau- und Umweltrecht 

- Fachdienst Bauordnungsamt und Denkmalschutz 

- Untere Bodenschutzbehörde 

- Untere Naturschutzbehörde 

- Straßenverkehrsbehörde 

x 

 

 

 

 

 

 

 

x 

x 

x 

x 

x 

x 

Landeskriminalamt x x 

Ministerium für Inneres und Sport x x 

Polizeiinspektion Magdeburg x x 

Polizeiinspektion Sachsen-Anhalt Nord x x 

Ministerium für Infrastruktur und Digitales (ITN-XT)  x 
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Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophen-

schutz 
 x 

Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-

Anhalt 
 x 

Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt, 

Gewerbeaufsichtsamt 
 x 

Berufsgenossenschaft Bau  x 

 

zu b. 

Sicherheitsrelevante Anforderungen an Gerichtsgebäude sind den damit befassten 

Bediensteten allgemein bekannt. Für die Vorbereitung des Verfahrens wurden die 

Anforderungen in den Arbeitsgruppen sowie mit Vertretern von Sicherheitsbehörden – siehe 

Antwort zu 2a. – abgestimmt und mit dem Vermieter erörtert. 

 

Frage 3: 

Wer traf die maßgeblichen Entscheidungen über Standort, Bauweise, 

Sicherheitsarchitektur und Bauverlauf? Gab es externe Beratung, z. B. durch 

Sicherheitsbehörden oder Architekturbüros mit Erfahrung im Justizbau? 

 

Antwort zu Frage 3: 

Die maßgeblichen Entscheidungen wurden in den Arbeitsgruppen erörtert und von der 

zuständigen Dienststelle umgesetzt. Dabei wurde das Votum des Gerichts berücksichtigt. Die 

Standortentscheidung beruht auf einer Nutzungsvereinbarung mit BLSA über die 

bereitgestellte Fläche auf einer landeseigenen Liegenschaft. Die Bauweise und der Bauverlauf 

obliegen dem Vermieter als Bauherrn, im Kontext der baurechtlichen Genehmigung hat der 

Bauherr ein Architekturbüro beauftragt. Sicherheitsbehörden – siehe Antwort zu 2a. – wurden 

regelmäßig in die Abstimmungen einbezogen. 
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Frage 4: 

Wie hoch sind die bisherigen und voraussichtlichen Gesamtkosten des Bauprojekts? 

a. Aus welchen Haushaltstiteln werden diese Kosten gedeckt? 

b. Kam es zu Kostensteigerungen gegenüber der ursprünglichen Planung und wenn 

ja, aus welchen Gründen? 

 

Antwort zu Frage 4: 

An den Vermieter sind bisher (Stand vom 26.08.2025) Auszahlungen in Höhe von 

1.691.845,64 EUR geleistet worden.  

Die voraussichtlichen Gesamtkosten der Leichtbauhalle sind insbesondere von der Dauer des 

Mietverhältnisses abhängig, sie können daher noch nicht beziffert werden. 

 

zu a. 

Die Ausgaben sind überwiegend als Verfahrensauslagen eingestuft und werden aus Kapitel 

11 20 Titel 685 05 getragen. 

 

zu b. 

Gegenüber dem ersten Angebot des Vermieters wurden folgende Anpassungen erforderlich: 

 

 
  

Kostensteigerung durch Gründe 
Abtransport und Entsorgung des 
Bodenaushubs 

behördliche Auflage aufgrund der Bodenbeschaffenheit 

Notwendigkeit einer 
Baugenehmigung 

gegenüber der ursprünglichen Bewertung abweichende 
baurechtliche Beurteilung der Notwendigkeit einer 
Genehmigung durch das Bauordnungsamt einschl. der 
Beauftragung eines bauvorlageberechtigten Architektur-/ 
Ingenieurbüros  

Einbindung eines 
Kampfmittelbeseitigungsunter-
nehmens 

Notwendigkeit einer baubegleitenden Durchführung 
entsprechend einer Mitteilung der PI Sachsen-Anhalt Nord 

Umsetzen der sicherheits-
technischen Empfehlungen des 
Landeskriminalamts  

Errichtung eines Überfahrschutzes und Maßnahmen zur 
Objektsicherung 

Umsetzungen der organisations-
technischen Vorgaben der 
Strafkammer  

Konfiguration und Anzahl der Sprechstellen, Medien- und 
Saaltechnik aufgrund der Anzahl der Nebenkläger sowie des 
herausgehobenen öffentlichen Interesses sowie der 
besonderen Sicherheitssituation im Saal  
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Frage 5: 

Wann und durch wen wurden die bau- und sicherheitsrechtlichen Genehmigungen 

erteilt? Welche Auflagen wurden erteilt und wie wurden diese umgesetzt? 

 

Antwort zu Frage 5: 

Die Baugenehmigung nach § 63 BauO LSA wurde dem Bauherrn (Vermieter) am 25.07.2025 

durch die Landeshauptstadt Magdeburg, Dezernat Umwelt und Stadtentwicklung, Fachbereich 

Bau- und Umweltrecht, Fachdienst Bauordnungsamt und Denkmalschutz unter verschiedenen 

Auflagen und Hinweisen erteilt. Die Auflagen betreffen u.a. übliche Vorlagepflichten, den 

Brandschutz (Umsetzung des Brandschutzkonzepts, die Erstellung eines mit der Polizei 

abgestimmten Evakuierungskonzepts, die Schaffung von Rettungswegen und Sammelstellen 

etc.) sowie die Barrierefreiheit. Die Umsetzung der Auflagen und Hinweise ist durch den 

Bauherrn im Rahmen des Errichtungsprozesses sicherzustellen. 

 

Frage 6: 

Wie bewertet die Landesregierung rückblickend die Projektsteuerung und Transparenz 

des Bauprozesses? 

 

Antwort zu Frage 6: 

Die Arbeitsgruppen und die involvierten Einrichtungen haben gemeinsam mit dem Vermieter 

in beachtlich kurzer Zeit die Voraussetzungen für die Durchführung eines außergewöhnlichen 

Strafverfahrens geschaffen und die Vorbereitungsphase bisher erfolgreich gestaltet. Die 

Projektsteuerung ist demnach positiv zu bewerten. 

Die Transparenz mag trotz der intensiven medialen Begleitung, der fortlaufenden 

Unterrichtung der in der Nähe ansässigen Behörden und der Einbindung der 

Opferbeauftragten des Bundes und des Landes subjektiv unterschiedlich wahrgenommen 

werden. Von einer Bewertung wird daher Abstand genommen. 
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